
Der zukünftige US-Präsident Donald Trump hat seinen 
100-Tage-Plan1 vorgelegt und in einer zweieinhalbmi-
nütigen Videobotschaft präsentiert. Größtes Gewicht 
hat darin die Schaffung von Arbeitsplätzen: durch 
Handelsbeschränkungen gegenüber China, die Abkehr 
vom Freihandel, Deregulierung in der Energiepolitik 
und Infrastrukturinvestitionen. Das geht auf Kosten von 
als weniger wichtig erachteten Budgets, wie etwa dem 
Umweltschutz. Auch der Kampf gegen den Lobbyismus in 
Washington nimmt breiten Raum ein.

Allerdings fehlen klare Aussagen zur außenpolitischen 
Strategie. Trumps extreme Positionen im Wahlkampf, 
sein Hang zur Provokation und seine dünnhäutige, nar-
zisstische Persönlichkeit haben größte Befürchtungen bei 
den Verbündeten ausgelöst. Diese warten jetzt auf Signale 
bezüglich Trumps außenpolitischer Positionen.

Erste Anhaltspunkte geben Personalentscheidungen 
in Trumps Übergangsteam: Der designierte Stabschef 
des Weißen Hauses Reince Priebus stellt eine Verbin-
dung zu den republikanischen Kongressabgeordneten 
dar, die Trump von seiner Agenda überzeugen muss. 
Dass Stephen K. Bannon, Gründer der rechtsnationalen 
Website Breitbart News, sein Chefstratege werden soll, ist 
eine Geste an die Kritiker des politischen Establishments 
in Washington und bereitet die mediale Unterstützung 

der konservativen Wende unter der neuen US-Führung 
vor. Michael T. Flynn, ehemaliger Generalleutnant und 
Direktor der Defense Intelligence Agency, wird Nationaler 
Sicherheitsberater. Er spricht sich für ein härteres militä-
risches Vorgehen gegen die Terrormiliz Islamischer Staat 
aus. Der erzkonservative Noch-Senator Jeff Sessions wird 
Attorney General, entsprechend einem Justizminister mit 
größerem Aufgabenbereich; der ehemalige Staatsanwalt 
aus Alabama hat harte migrationspolitische Positionen 
eingenommen. Präsident der CIA wird Mike Pompeo, der 
Hillary Clinton wegen der Bengasi-Affäre verfolgte und 
der Tea-Party-Bewegung angehört. Er ist ein expliziter 
Kritiker des Iran-Abkommens, welches auch Trump 
 hinterfragt hat.2

Insgesamt haben im bisher bekannten Team treue 
Unterstützer Vorrang. Kompetenz scheint nicht das 
wichtigste Kriterium zu sein. Konservative Außenpoliti-
ker, die sich von Trump im Wahlkampf distanziert haben, 
halten sich bislang auch bei der Unterstützung seines 
Teams zurück. Stattdessen ist seine Familie eingebunden: 
Tochter Ivanka Trump und Schwiegersohn Jared Kushner 
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sind beratend tätig, was geschäftliche Interessenkonflikte 
erwarten lässt.

Das bislang festgelegte Kabinett steht für eine Außen-
politik, die vor dem Hintergrund einer Innenwendung der 
USA auf militärische Stärke und ein hartes Vorgehen ge-
gen Extremisten setzt. Trumps Minister haben im Wahl-
kampf die Extrempositionen des zukünftigen  Präsidenten 
argumentativ unterstützt.

Doch wenn Trump in seiner Präsidentschaft die 
amerikanische Außenpolitik neu ausrichtet, muss er mit 
globalen Rahmenbedingungen ebenso wie mit innen-
politischen Zwängen umgehen, sofern diese sich nicht 
kurzfristig ändern lassen. Um seine kontroversen Ankün-
digungen und möglichen neuen Strategien einschätzen 
zu können, muss man also zunächst die dahinterliegen-
den amerikanischen Interessen und die rechtlichen und 
politischen Rahmenbedingungen verstehen. Auf dieser 
Grundlage können die Europäer ihr Vorgehen gegenüber 
der Trump-Präsidentschaft gestalten.

Artikel 5 und die Lastenteilung in der NATO
Im Wahlkampf äußerte sich Trump kritisch über die 
ungleiche Lastenteilung im Bündnis und machte den 
 US-Beistand in der NATO davon abhängig, ob die Ver-
bündeten „ihre Verpflichtungen uns gegenüber  erfüllen“, 
also mehr für die Verteidigung bezahlen.3 Zudem sieht 
der künftige Präsident die teure Stationierung ameri-
kanischer Streitkräfte im Ausland kritisch. Der desig-
nierte  Vize-Präsident Mike Pence korrigierte gleich im 
Anschluss, die USA würden Vertragsverpflichtungen 
einhalten. Eine Gruppe von fünfzig erfahrenen republi-
kanischen Sicherheitsexperten distanzierte sich in einem 
offenen Brief von Trump.4

Es ist unwahrscheinlich, dass die USA in einer 
 Artikel-5-Situation die Rechnungsbücher öffnen, bevor sie 
einem angegriffenen Verbündeten helfen. Sie haben kein 
Interesse daran, die NATO irrelevant zu machen. Dies 
würde die USA als Garantiemacht weltweit untergraben 

– auch gegenüber asiatischen Partnern – und den amerika-
nischen Einfluss in Europa schmälern.

Eine Schwächung der NATO würde auch Kritiker in 
den eigenen Reihen auf den Plan rufen. Als Präsident 
braucht Trump die Republikaner im Kongress für eine 
Ausweitung der Schuldenobergrenze, um Steuererleich-
terungen, aber auch höhere Ausgaben für das US-Militär 
durchzusetzen. Grundsätzlich gilt, dass die USA ihre 
weltpolitische Rolle mit Verbündeten leichter – und kos-
tengünstiger – gestalten können als ohne.

In diesem Sinne ist das Thema Lastenteilung mit 
Verbündeten für das Trump-Team prioritär. Seit langem 

fordern die Amerikaner von Europa Mehrausgaben, in 
Einklang mit NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, 
der aus einem Telefonat mit Trump neun Tage nach der 
Wahl berichtete, beide seien sich über die andauernde Be-
deutung der Allianz und erhöhter  Verteidigungsausgaben 
einig gewesen.5

Die USA könnten ihre europäischen Bündnispartner 
drängen, sich noch stärker an der Verteidigungsauf-
stellung etwa in Osteuropa zu beteiligen. In den Fähig-
keitsbereichen, in denen es ohne die USA nicht geht, 
könnten diese deutlicher fordern, dass die Europäer 
durch Rüstungskooperation, Investitionen und Projekte 
nachlegen, etwa bei strategischer Verlegung oder Aufklä-
rung. Trumps Vorstöße könnten zwischen NATO-Staaten 
mit höheren oder geringeren relativen Verteidigungsaus-
gaben Spannungen aufbauen. Letztere, darunter auch 
Deutschland, wären dann für einen Rückzug der USA 
verantwortlich. Dadurch würde auch Druck auf Berlin 
aufgebaut.

Weniger plausibel ist das Szenario, dass Trump die 
Verbündeten drängt, das 2-Prozent-Ziel (Verteidigungs-
ausgaben vom BIP) vor 2024 zu erreichen. Ein derartiger 
Anstieg ohne eine klare Schärfung des verteidigungs-
politischen Profils der europäischen NATO-Staaten ist 
unwahrscheinlich. Trump könnte schnell als Verlierer 
dastehen. Europäische Unterhändler bemühen sich 
schon jetzt darum, andere Parameter für internationales 
Engagement einzubringen, etwa für zivile Mission oder 
Entwicklungshilfe. Sie sollten den USA anbieten, statt 
über höhere Budgets über den Anteil für Beschaffung und 
Forschung/Entwicklung zu verhandeln – für militärische 
Fähigkeiten, welche die Europäer schon lange anstreben.

Neue Gemeinsamkeit zwischen  
den USA und Russland
Eng verbunden mit Trumps Einstellung zur NATO ist 
sein Blick auf Russland. Im Wahlkampf hat er Sympathie 
für den Führungsstil Wladimir Putins gezeigt, auch als 
Attacke auf seinen Vorgänger Obama. Trump hat wenig 
Interesse, eine Kontroverse aufrechtzuerhalten, deren tie-
fere Ursachen ihm wenig bedeuten: Die Ausbreitung der 
Demokratie im postsowjetischen Raum und westliches 
Engagement in einer Region, die Russland zu seinem Ein-
flussbereich zählt. Trump und seine Berater kritisieren, 
dass der Konflikt den USA wieder eine verstärkte militä-
rische Präsenz in Europa abverlangt und die Kooperation 
mit Russland an anderer Stelle behindern kann.

Grundlage für Trumps Offenheit gegenüber Russ-
land ist seine Prioritätensetzung: Er hat angekün-
digt, mit Russland in Syrien enger gegen den IS 
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 zusammenzuarbeiten. Der Kampf gegen den IS ist für ihn 
wichtiger als die Eindämmung Russlands in Europa. Da-
bei übersieht Trump, dass Putin im syrischen Bürgerkrieg 
eine andere Zielsetzung hat, nämlich den Machterhalt 
der Regierung Baschar al-Assads. Gleichzeitig hat Putin 
erkannt, dass in Washington ein Interesse an Annähe-
rung besteht und dafür Offenheit signalisiert – schließlich 
kommt das dem russischen Interesse entgegen, als den 
USA ebenbürtige Weltmacht aufzutreten. Es muss sich 
aber zeigen, ob Donald Trump so viel Aufmerksamkeit für 
Russland aufbringen wird, dass dieses Bedürfnis erfüllt 
wird. Mit der jüngsten russischen Offensive in Syrien 
gegen islamistische Gruppen unter den Rebellen gegen 
Assad (aber nicht gegen den IS) wollte Putin vor allem 
Landgewinne für Assad erzielen. Für den Kampf gegen 
den IS ist dies noch kein gutes Zeichen. Die USA hatten 
bereits früher versucht, Russland in den Kampf gegen den 
IS einzubeziehen, doch ging Russland meist nur gegen 
die oppositionellen Rebellen vor. Ein Waffenstillstand in 
Syrien, den die USA und Russland im September verhan-
delt hatten und der eine neue Phase im Kampf gegen den 
IS einleiten sollte, hielt nur einige Tage. Russland kämpft 
nach wie vor an der Seite der syrischen Armee.

Sollten sich die USA zusammen mit Russland wieder 
auf Syrien konzentrieren, könnte die Ukraine dem zum 
Opfer fallen.6 Eine Anerkennung russischer Einflusszo-
nen in der östlichen Nachbarschaft der EU würde die 
amerikanische Funktion in der europäischen Sicherheit 
grundlegend ändern. Deutschland und Frankreich haben 
zwar im Normandie-Format die Federführung bei den 
Verhandlungen über die Ukraine. Die USA haben aber 
im Hintergrund erheblichen politischen Druck in der 
Konfliktbearbeitung aufgebaut. Sollte Trump die russi-
sche Forderung nach Einflusszonen in Europa akzeptie-
ren, und damit Russland die Ostukraine und die Krim 
zugestehen, hätten amerikanische Sanktionen gegenüber 
Russland keine Grundlage mehr. Einen Rückzug der USA 
würde die westliche Sanktionspolitik kaum überstehen 
und die europäische Position im Krisenmanagement in 
der Ukraine wäre erheblich geschwächt.

Mit einem solchen Politikwechsel würde Trump sich 
gegen die Mehrheit der Republikaner stellen, die Russ-
land als Bedrohung für die amerikanische Führung sehen 
und sich für ein starkes militärisches Auftreten gegen-
über Russland aussprechen. Unter seinen Beratern findet 
man widersprüchliche Aussagen. Michael T. Flynn und 
Jeff Sessions sehen Vorteile in einer erweiterten sicher-
heitspolitischen Zusammenarbeit mit Russland gegen 
den gewaltbereiten Islamismus. Stephen K. Bannon und 

 Rudolph Giuliani, ehemaliger Bürgermeister von New 
York und im Gespräch u. a. als Außenminister, befürwor-
ten ein starkes Vorgehen gegenüber Russland.

Im US-Kongress haben sich bereits die sogenannten 
Falken unter den Republikanern zu Wort gemeldet.7 Der 
Vorsitzende des Armed Services Committee im Senat, 
John McCain, hält einen „Reset“, einen abermaligen 
Neuansatz in den Beziehungen mit Russland, für „un-
akzeptabel“. Senator Lindsay Graham will die russische 
Einmischung in den US-Wahlkampf untersuchen las-
sen – Hacker mit vermuteten Verbindungen zum russi-
schen Geheimdienst hatten E-Mails aus dem Democratic 
 National Committee veröffentlicht, die Hillary Clinton 
innerhalb ihrer eigenen Wählerschaft schadeten. Auch 
wenn der Präsident den Großteil seiner Außenpolitik 
ohne den  US-Kongress betreiben kann, würde eine russ-
landkritische Nebenaußenpolitik vonseiten des Senats 
oder Repräsentantenhauses seine Position schwächen. 
Zwar setzte Barack Obama die amerikanischen Sankti-
onen gegen Russland seit 2014 durch Präsidentenerlass 
(Executive Order) ein, doch besteht im Kongress auch die 
Möglichkeit, durch eigene Gesetze vom Präsidenten Sank-
tionen gegenüber anderen Staaten einzufordern. Noch im 
September hatte das US-Repräsentantenhaus ein Gesetz 
beschlossen – den Stability and Democracy for Ukraine 
Act –, das den Präsidenten an starke Bedingungen bindet, 
bevor er die amerikanischen Sanktionen gegen Russland 
beenden kann.8 Auch dieses Gesetz könnte zum Bezugs-
punkt einer Kongressrevolte gegen Trump werden.

Sollte sich Putin, der in vielen Fragen etwas grundsätz-
lich Anderes will als die USA, nicht an Absprachen halten 
und Trump als Verlierer aussehen lassen, könnte dies eine 
Eskalation heraufbeschwören. Wie reagiert ein nachtra-
gender US-Präsident, der Angriffe persönlich nimmt, in 
einer solchen Situation? Die beginnende Partnerschaft 
könnte Animosität weichen, auch ein härteres Vorgehen 
der USA etwa gegen russische Truppen in Syrien wäre 
vorstellbar.

Europas oberste Priorität sollte sein, dass die westliche 
Politik gegenüber Russland nicht bilateral zwischen Putin 
und Trump ausgehandelt wird, sondern in multilaterale 
Institutionen auf völkerrechtlicher Grundlage eingebettet 
wird. Die Regierung Putin zielt auf die Aufspaltung der 
westlichen Geschlossenheit, sowohl in der NATO wie bei 
den Sanktionen. Europa sollte Trump daran erinnern, 
dass diese Geschlossenheit die Quelle der westlichen 
Stärke gegenüber Russland ist. Offensive Verhandlungen 
sind auch kein Widerspruch zur russlandfreundlichen 
Haltung Trumps: Europa könnte Washington dazu 
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auffordern, als Konsens im Umgang mit Russland an der 
Erfüllung des Minsker Abkommens festzuhalten; dies ent-
hält auch politische Anforderungen an die Ukraine. Eine 
Neuauflage zwischenmilitärischer Kontakte mit Russland 
könnte ein Weg sein, Eskalationen zu vermeiden. Auch 
könnte amerikanische Unterstützung für Rüstungskon-
trollinitiativen aus Europa in näherer Zukunft vielleicht 
leichter zu bekommen sein. Allerdings hat Russland an 
einer Einschränkung der Bewegungsfähigkeit seiner 
Streitkräfte wenig Interesse.

Härter gegen den IS – aber mit welchen 
Partnern?
Höchste Priorität hat für Trump die Niederschlagung 
der IS-Terrormiliz. Amerika müsse seine Einsatzregeln 
verändern, so der Kandidat im Wahlkampf, um diese 
Bedrohung bewältigen zu können. Zum Instrumentarium 
müssten auch Folter und der Druck auf die Familien der 
Terroristen gehören. Zu den Verbündeten gegen den IS 
könnte aus seiner Sicht Russland gehören, vielleicht sogar 
Assad selbst. Der syrische Präsident hat sich dem künf-
tigen Präsidenten bereits als Alliierter angedient. Assad 
und Putin wollen allerdings vor allem die Opposition in 
Syrien niederschlagen.

Verstärkt Washington den Kampf gegen den IS, muss 
es sich die Frage nach US-Bodentruppen stellen. Zumin-
dest in Syrien würde dies auch eine Verantwortung für 
den Schutz der befreiten Bevölkerung nach sich ziehen, 
eine Verpflichtung, die sich Trump wohl nicht aufbürden 
wollte. Eine Umfrage des Chicago Council on Global 
Affairs legt nahe, dass die amerikanische Öffentlichkeit 
zwar eine härtere Vorgehensweise gegen den IS mithilfe 
von Luftangriffen und Spezialkräften mittragen würde, 
aber nicht mit Bodentruppen.9

Ein stärkeres militärisches Engagement gegen den 
internationalen Terrorismus muss vorsichtig abgewogen 
werden: Ein hartes Vorgehen und Rücksichtslosigkeit ge-
genüber der muslimischen Zivilbevölkerung würden dem 
IS neue Rekruten in die Arme treiben. Zudem benötigen 
die Amerikaner Partner in der Region; hierbei wird es 
schwierig zu erklären sein, warum Trump innenpolitisch 
eine antimuslimische Angstrhetorik nutzt. Dschihadisten 
im arabischen Raum mit Verbindungen zum IS haben 
bereits die Wahl Trumps begrüßt, da dieser mit anti-isla-
mischen Parolen die Anwerbung neuer Kämpfer und die 
Gewinnung neuer Akzeptanz in mehrheitlich islamischen 
Ländern erleichtere.10

Europa kann hier versuchen, ausgleichend und frei 
vom Verdacht antimuslimischer Ausgrenzung, zusam-
men mit den USA regionale Partner zu gewinnen. Die 

 Europäer müssten bereit sein, gleichzeitig in der Krisen-
bewältigung als Juniorpartner aufzutreten – etwa durch 
Unterstützung der Regierung in Bagdad, die Überwa-
chung einer Flugverbotszone in Syrien oder verstärkte 
humanitäre Hilfe. Insgesamt sind die Europäer verlässli-
chere Partner für die USA, weil sie deren Interessen eher 
teilen als Russland und Syrien.

Das Iran-Abkommen neu verhandeln
Zentral in Trumps Wahlkampf war seine Kritik am 
Nuklear abkommen mit Iran, das die Fähigkeit des Landes 
unterbinden soll, Nuklearwaffen zu entwickeln. Den 
Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA) zwischen 
Iran und den USA, Russland, China, Frankreich, dem Ver-
einigten Königreich und Deutschland aus dem April 2015 
bezeichnete er als den „schlimmsten deal“. Mal kündigte 
er an, das Abkommen zu kündigen, mal, es mit dem Ziel 
eines dauerhaft nuklearwaffenfreien Iran neu aushan-
deln zu wollen. Diese Forderung findet bei den meisten 
Republikanern Resonanz, da sie die Vereinbarung für 
zu schwach halten und über die Freigabe eingefrorener 
Gelder Irans besorgt sind. Insgesamt hat das Land die 
Auflagen aber eingehalten.

Trump könnte das Abkommen ohne Zustimmung des 
Kongresses aufkündigen; da Obama seinerzeit die Rati-
fizierung durch das Parlament umgehen wollte, handelt 
es sich lediglich um ein Regierungsabkommen. Der neue 
Präsident könnte Teheran auch mit unilateralen Aktio-
nen wie neuen Sanktionen zum Bruch der Vereinbarung 
bringen – denn auch in Iran gibt es Hardliner, die die 
Öffnung gegenüber dem Westen kritisch sehen. Iran 
könnte Inspektionen aussetzen oder die Produktion neuer 
Anreicherungsanlagen beginnen, und so das Abkommen 
fallenlassen.

Trump müsste sich bei einem solchen Vorgehen 
den Vorwurf gefallen lassen, er agiere gegen die UN-
Sicherheits ratsresolution 2231 (2015), die das Abkommen 
stützt. Das würde es den Partnern im Abkommen schwer-
machen, die USA bei einem solchen Schritt zu unterstüt-
zen – immerhin waren die permanenten Mitglieder des 
Sicherheitsrates alle an der Verhandlung beteiligt.

Außerdem würde der neue Präsident so genau die 
fünf Partner brüskieren, die das Abkommen mit aus-
gehandelt haben und deren Unterstützung er bräuchte, 
um Wirkung gegen Iran Wirkung zu erzielen. Diese 
Partner sind aber mittlerweile wieder gut im Geschäft 
mit Iran.11 So ist es schwer vorstellbar, dass Russland 
durch einen solchen Richtungswechsel seine Bindung 
an Iran gefährden würde. Eine harte Haltung der USA 
und Wiedereinrichtung von Sanktionen würden auch 
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die  transatlantischen  Beziehungen schwer belasten, weil 
erneut  extraterritoriale Strafmaßnahmen gegen euro-
päische Unternehmen mit Geschäften in Iran ins Spiel 
kämen.

Die europäischen Partner könnten gegenüber der 
Trump-Regierung anregen, eine härtere Herangehens-
weise im Abkommen zu verfolgen, doch ohne es infrage 
zu stellen. Dies könnte durch mehr Inspektionen oder 
eine bessere Überwachung der iranischen Beschaffungs-
aktivitäten geschehen, die bei umstrittenen Mehrzweck-
gütern offenbar weitergehen, und zwar unter Umgehung 
der Beschaffungsmechanismen und -kontrollen, die der 
JCPOA vorsieht.12 Bezugspunkt muss dabei der Zweck 
des Abkommens sein, eine nukleare Bewaffnung Irans 
auszuschließen oder zumindest zu erschweren – es sollte 
aber nicht um eine künstliche Isolierung des Landes ge-
hen. Die Partner des Abkommens müssen die UN drängen, 
die Procurement Working Group der Joint Commission 
des JCPOA auch personell zu stärken, und Iran dazu 
bringen, den Procurement Channel im Abkommen für 
die Beschaffung sensitiver Technologien zu nutzen, ein 
Mechanismus, mit dem die Lieferung sensitiver Güter und 
Technologien an Iran offiziell geprüft wird.13 Auch könnte 
die Internatio nale Atomenergiebehörde den Rahmen für 
klärende Gespräche liefern, da sie auch Geheimdienstin-
formationen entgegennehmen und verwerten kann. Zu-
dem könnte man über Folgevereinbarungen nachdenken, 
denn die Einschränkung der Anreicherungsaktivitäten 
läuft bis 2025, bis 2030 darf Iran nur 300 Kilogramm hö-
her angereicherten Urans lagern. Europa könnte anbieten, 
dass sich die westlichen Staaten stärker auf eine Eindäm-
mung des iranischen Raketenprogramms konzentrieren. 
So könnte eine Stärkung der Exportkontrollen im Missile 
Technology Control Regime (MTCR) die iranischen Ak-
tivitäten wieder international zum Thema machen, ohne 
dem Land Anlass zu geben, sich aus dem Nuklearabkom-
men zu verabschieden. Diese Vorschläge könnten Trump 
Auswege aus seiner Ganz-oder-gar-nicht-Haltung bieten.

Hürden für den Außenhandel mit China und 
Mexiko
Donald Trump sieht das Verhältnis zu China als konfron-
tativ. Er beklagt das amerikanische Außenhandelsdefizit 
als Beweis unfairer Handelsbedingungen. China soll im 
Zuge des 100-Tage-Plans schnell als Währungsmanipu-
lator angeprangert werden. In den engen Wirtschaftsbe-
ziehungen mit dem Land sieht Trump einen Jobdiebstahl 
zulasten amerikanischer Arbeitnehmer. Trump schlägt 
vor, China Strafzölle bis zu 45 Prozent aufzubürden. Ähn-
liche Zölle plant Trump auch gegenüber Mexiko. Das wird 

schwierig zu beschließen sein, denn Strafzölle gegen ein 
gesamtes Land sind unter den WTO-Regeln nicht  möglich, 
sondern müssten mit beweisbarer Begründung für ein-
zelne Produktkategorien greifen – etwa im Sinne einer 
Anti-Dumpingmaßnahme gegen von China künstlich 
niedrig gehaltene Preise. Auch ist bei Trumps Argumenta-
tion kaum zu erkennen, dass er die Auswirkungen auf die 
amerikanische Wirtschaft in seine Kalkulation aufnimmt, 
die durch solche internationalen Geschäftsmodelle ent-
stehen; er lässt selbst Produkte in China herstellen.

Trump will das Paket aus Freihandelsabkommen mit 
asiatischen Staaten, die Transpacific Partnership (TPP) 
nicht ratifizieren. Verhandlungen über TTIP, das trans-
atlantische Äquivalent, dürften unter seiner Präsident-
schaft erst einmal nicht weitergeführt werden. Beides 
wiederum nutzt Peking, denn die Abkommen hatten eine 
geostrategische Ausrichtung zur Eindämmung Chinas. 
Peking stellt sich demgegenüber als Vorreiter des Mul-
tilateralismus dar. Es ist Impulsgeber bei der Regional 
Comprehensive Economic Partnership (RCEP) zwischen 
den ASEAN-Staaten und China, Indien, Japan, Australien, 
Südkorea und Neuseeland – aber ohne die USA – und der 
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft (FTAAP) – 
mit den USA.

Der Handel zwischen China und den USA ist signifi-
kant. 2015 beliefen sich die chinesischen Warenexporte in 
die USA auf 482 Milliarden US-Dollar und amerikanische 
Exporte nach China auf 116 Milliarden US-Dollar. Weil 
chinesische Handelswaren zu etwa einem Drittel aus der 
Produktion von zugelieferten Elementen aus anderen 
Staaten bestehen, beträfen Einbrüche in den chinesischen 
Exporten auch US-Verbündete wie Japan und Südkorea, 
vor allem aber die USA selbst: Hier entstehen viele High-
Tech-Geräte, deren Vorprodukte aus China kommen, was 
zum Exportüberschuss beiträgt.14

Noch dazu wäre kaum sicher, dass Arbeitsplätze 
wieder in die USA zurückkommen. Ein großer Anteil der 
Arbeitsplatzverluste in den USA ist auf moderne Techno-
logien im Produktionsprozess und auf erhöhte Produktivi-
tät zurückzuführen. Eine einseitige Zollerhöhung würde 
China mit Gegenmaßnahmen beantworten, die dann eher 
technisch höherwertige Produkte und die entsprechend 
höher bezahlten Arbeitsplätze in Gefahr bringen würden. 
Dies macht Widerstand aus der Wirtschaft wahrschein-
lich, sowie von Kongressmitgliedern, die um Arbeits-
plätze in ihren Wahlkreisen und Bundestaaten fürchten. 
Gleichzeitig würden andere Länder sich als „Werkbank“ 
für amerikanische Unternehmen anbieten, wenn dies für 
China nicht mehr attraktiv sein sollte. Eine solche Abwan-
derung von Arbeit aus China in Länder mit niedrigerem 
Lohnniveau geschieht bereits.15
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Besorgniserregend wäre auch, dass ein Handels-
konflikt einen Stabilisierungsmechanismus im 
 US-chinesischen Verhältnis schwächen würde: Ihre wirt-
schaftliche Verflechtung mäßigt beide Seiten bezüglich 
potenzieller sicherheitspolitischer Konfrontationen im 
Raum Asien-Pazifik. Eine härtere chinesische Vorgehens-
weise in dieser Region wäre denkbar, zumal die USA ihre 
Schutzgarantie auch gegenüber den asiatischen Verbün-
deten von mehr finanzieller Beteiligung abhängig machen 
dürften.

Trump hat auch eine Aufkündigung des NAFTA-
Abkommens (North American Free Trade Agreement) 
mit Kanada und Mexiko – einer der größten Freihandels-
räume der Welt – zu einer seiner ersten wirtschaftspoliti-
schen Prioritäten gemacht. Eine Prüfung, inwieweit das 
umsetzbar ist, wird eine seiner ersten Amtshandlungen 
sein, die Entscheidung soll nach zweihundert Tagen im 
Amt erfolgen. Bislang hatte sich NAFTA positiv auf den 
Arbeitsmarkt ausgewirkt, wenn auch nicht in allen Sek-
toren. Der Handel hat sich unter dem Abkommen vervier-
facht, Investitionen haben sich verdreifacht – mit einem 
signifikanten Anteil in den USA, wo insgesamt deutlich 
mehr Arbeitsplätze geschaffen als vernichtet wurden. 
Aber in einigen Industrien wanderten Arbeitsplätze vor 
allem nach Mexiko ab, etwa bei Kraftfahrzeugen und 
Textilien. Hier entstand auch Druck auf die Löhne in den 
USA. Auf mexikanischer Seite gehören mittelständische 
Bauern, die nicht mit den großen US-Landwirtschaftsun-
ternehmen konkurrieren konnten, zu den Verlierern. Ins-
gesamt hat NAFTA jedoch die Wirtschaft in Mexiko und 
Kanada gestärkt, ein Effekt, der sich umzudrehen droht, 
falls Trump seine Ankündigung umsetzen sollte. Amerika 
kann – unabhängig von seiner Einwanderungspolitik – 
kein Interesse an einem wirtschaftlichen Niedergang 
Mexikos haben.16

Trumps oberstes Ziel ist die Schaffung von Arbeitsplät-
zen; vor den Zwischenwahlen 2018 wäre eine Verschlim-
merung der Arbeitsmarktlage eine politische Belastung 
für die Republikaner. Diese könnte bei einer im Zuge 
eines Handelskrieges mit China schwächelnden Wirt-
schaft durchaus eintreten. Europa könnte die neue US-
Regierung mit Blick auf diesen Zusammenhang um ein 
langsames, schrittweises Vorgehen gegen den Freihandel 
anhalten. Es sollte auch klar signalisieren, dass es eine 
Isolation Chinas nicht mitmachen wird.

Klimapolitik ohne die USA
Donald Trump hat den menschgemachten Klimawan-
del als chinesische Erfindung dargestellt, auch wenn 
er nach der Wahl bei genauer Nachfrage eine mögliche 

 Verbindung zwischen menschlichen Handeln und der 
Erderwärmung einräumte.17 Im Übergangsteam ist 
allerdings der eiserne Klimaskeptiker Myron Ebell zu-
ständig für die Environmental Protection Agency (EPA). 
Er macht die Umweltregulierung in den USA für wirt-
schaftliche Stagnation verantwortlich. Trump kündigte 
im Wahlkampf an, die Mittel der EPA für den Umbau der 
amerikanischen Infrastruktur im Bereich Wasser und 
Umwelt zu verwenden. Damit würden Zahlungen an 
den UN-Klimafonds, der ärmere Länder im Klimaschutz 
unterstützt, eingestellt. Hinter dieser und anderen Ideen 

– etwa Kohleenergie und Fracking zu deregulieren – steht 
das Ziel, Wachstum und Arbeitsplätze zu generieren.

Für die internationale Klimadiplomatie wäre der Rück-
zug der USA ein schwerer Rückschlag.18 Die Legitimität 
des Pariser Klimaabkommens, das wenige Tage vor der 
US-Wahl in Kraft trat, beruht gerade auf der Teilnahme 
der großen Verschmutzer, zu denen Amerika und auch 
China gehören. Zwar müssten die USA eine vierjährige 
Prozedur durchlaufen, um aus dem Abkommen aus-
zusteigen, doch Trumps Team prüft aktuell Wege, ob 
dieser Ausstieg schneller zu schaffen wäre.19 Indes gibt es 
keine Zwangsmittel, um die Einhaltung der nationalen 
Umweltziele oder die ausstehenden Zahlungen durch-
zusetzen. Fahren die USA ihre Emissionen wieder hoch, 
beziehungsweise verfehlen sie bewusst ihre Klimaziele, 
um wirtschaftliche Vorteile auszunutzen, wäre dies eine 
Niederlage für jene Staaten, die die Klimapolitik vor 
allem aus der Gerechtigkeitsperspektive sehen.

Die USA könnten sich aber international isolieren. Auf 
dem jüngsten Treffen der Vertragsstaaten des Pariser 
Abkommens wurden Strafzölle gegen die USA diskutiert, 
weil sie durch Deregulierung und niedrigere Umwelt-
schutzstandards im internationalen Vergleich günstige 
Preise anbieten. Ob die Drohung von Strafzöllen große 
internationale Unterstützung erhält, ist fraglich, denn 
Wirtschaftsbeziehungen zu den USA sind für die meisten 
Staaten sehr wichtig. Sie zeigt aber, dass die Regierung 
Trump durch Einschränkungen beim Umweltschutz die 
eigene Wirtschaft nur auf Kosten der US-Handelspartner 
stärken kann.20 Auch haben 365 amerikanische Unter-
nehmen, darunter internationale Unternehmen wie 
 Starbucks, Levi’s und Unilever, in einem offenen Brief an 
die Konferenz von Marrakesch Trump zu einem Verbleib 
im Klimaabkommen gedrängt. Ihre Begründung: Die Ab-
kehr vom Klimaschutz sei schlecht für die amerikanische 
Wirtschaft21 (und vermutlich auch für das Image ame-
rikanischer Unternehmen im Ausland). China dagegen 
bleibt dem Abkommen treu – seine Klimaschutzpolitik ist 
im Fünfjahresplan festgelegt und es sieht klimafreundli-
che Technologie als Motor des Wachstums. Gerade China, 
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im Vorfeld der Pariser Klimakonferenz noch von den USA 
umworben, könnte bei den nächsten Klimaverhandlun-
gen eine neue Führungsrolle übernehmen.22

Es könnte also sein, dass der Ausstieg aus dem Klima-
abkommen unter dem Strich weniger Arbeitsplätze 
schafft, mehr Schaden anrichtet und mehr Gegner findet, 
als Trump angenommen hat. Sein Klimarückschritt in 
den USA hat dann zwar einen republikanischen Kongress 
auf seiner Seite, muss aber innenpolitisch mit Widerstand 
in den Bundestaaten und auf lokaler Ebene rechnen, wo 
selbstbewusst und losgelöst von Washington Umwelt-
schutz betrieben wird. Hier profitieren viele Akteure von 
der beginnenden Wende in den USA hin zu erneuerbaren 
Energien. Europäische Unterhändler könnten unverhofft 
neue Partner für Ihr Anliegen in den USA finden, beste-
hende Netzwerke für Kooperation unterhalb der Bundes-
ebene zu nutzen.

Europas Einflussmöglichkeiten
Donald Trumps tatsächliche Außenpolitik wird bei der 
Formulierung von Strategien und konkreten Arbeitsplä-
nen auf die politischen Rahmenbedingungen Rücksicht 
nehmen müssen. Vorrang wird für Trump die Innen- und 
Wirtschaftspolitik haben. Außenpolitische Priorität ist 
das Zurückfahren von teuren und einseitigen Verpflich-
tungen. Seine stark vereinfachte Sicht der schädlichen 
Auswirkungen der Globalisierung treibt den diffusen 
Wunsch nach einer Abkehr vom freien Austausch von 
Waren und Dienstleistungen. Das ist keine Absage an 
den Anspruch amerikanischer Führung, doch will Trump 
diese mit geringerem Engagement und zu niedrigeren 

Kosten erreichen. Auch wenn dies einige der Säulen der 
transatlantischen Zusammenarbeit infrage stellen könnte, 
besteht auch Raum für Verhandlungen.

Trump wird kein Interesse haben, sich in aussichtslo-
sen Verhandlungen mit internationalen Partnern oder in 
Grabenkämpfen mit dem Kongress zu verlieren. Es wäre 
für ihn unklug, Maximalforderungen an Verbündete oder 
Kontrahenten zu stellen, die sich nicht durchsetzen lassen.

Europa kann in der Frühphase der Trump-Präsident-
schaft am besten für die eigenen Interessen eintreten, 
wenn es geschlossen auftritt und seine Eigenständigkeit 
früh herausstellt: Gegenüber Russland, China oder Iran 
gibt es eine dezidiert europäische Agenda, ebenso für den 
Klimaschutz. In vielen Politikfeldern hat Europa zudem 
mehr Partner als die USA und sollte diese einbeziehen. 
Die EU sollte das Vereinigte Königreich in dieser Abstim-
mung nicht als Außenseiter betrachten. Etwa im Bereich 
der Verteidigung oder dem Umgang mit der Digitalisie-
rung ist eine Zusammenarbeit ungeachtet des Brexits 
sinnvoll. 

Eine nüchterne Abschätzung der zugrundeliegenden 
Interessen hinter extremen Forderungen Trumps und 
eine genaue Beobachtung der innenpolitischen Faktoren 
außenpolitischer Handlungsfähigkeit helfen Europa 
dabei, mit eigenen Positionen und Angeboten auf die USA 
zuzugehen. Dies steigert die Chancen, in einem gerade 
erst beginnenden Prozess der Strategiefindung Einfluss 
zu nehmen.

Dr. Henning Riecke leitet das Programm   

USA/Transatlantische Beziehungen der DGAP.
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